
 

 

 

 

19.09.2019 

 

KUNDMACHUNG 

über die 27. Gemeinderatssitzung 

am 16.09.2019 

 

Ort:   Gemeindeamt 
 

Beginn:  20:00 Uhr 

Ende:   22:00 Uhr 

 

Anwesende:  Bgm. Ing. Josef Bucher 
 

   und die GR-Mitglieder 
 

Benno Fankhauser, Marco Giehl, Kurt Schiestl, Georg Knabl, 

Inge Steiner, Barbara Mair-Hell, Andreas Rainer,  

Manfred Eberharter, Verena Laimböck, Simon Flörl, 

Philipp Schweinberger und Christian Pungg  

 

Entschuldigt: Andreas Daigl 

 

Schriftführerin: Jennifer Lederer 

 

Tagesordnung 

 

1) Erledigung der GR-Beschlüsse vom 15.07.2019 

2) Genehmigung des GR-Protokolls vom 15.07.2019 

3) GR-Mandatsverzicht und Vorrücken Ersatzmitglied, 

sowie Nachbesetzung von Ausschussfunktionen 

4) Umwidmungsantrag Martin Soier für die Gp. 124, 

128/1 und 1611/2, in künftig Tourismusgebiet 

5) Bebauungsplanänderung Gp. 1447/2, Fam. Schweinberger 

6) Verordnung über die Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

7) Zustimmung zur lastenfreien Abschreibung der Gp. 1435/1 

und Einbeziehung in die Gp. 1434/13 (Öffentliches Gut) 

8) Zustimmung zur Grundteilung und Übertragung der 

Teilflächen im Bereich der Gp. 318/2, 1190, 1485/2, 

1485/4 und 1486/1 (Bereich südwestlich der Festhalle) 

9) Änderung der Vereinbarung und Satzung des 

Gemeindeverbandes Altenheimverband Vorderes Zillertal 

(NEU – Soziale Dienste Vorderes Zillertal) 

10) Verlängerung bestehender Kontokorrentkredit für 2020 

11) Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns 

12) Verschiedene Berichte 

13) Allfälliges, Anfragen und Anträge 

14) Personalangelegenheiten 



Punkt 1 der Tagesordnung: Erledigung der GR-Beschlüsse vom 15.07.2019 

 

Zu Punkt 2: Das GR-Protokoll der Sitzung vom 13.05.2019 wurde genehmigt. 

 

Zu Punkt 3: Die Änderungen des ROK, des FWP und des BP im Bereich der 

bisherigen Gp. 1606/3 des Erwin Hell, wurden allesamt ein-

stimmig beschlossen. Die Übermittlung zur aufsichtsbehördli-

chen Genehmigung bzw. Verordnungsprüfung ist erfolgt. 

 

Zu Punkt 4: Die BP-Änderung für den eine Teilfläche der Gp. 1292 zwecks 

Neubau des Sparmarktes Uderns wurde einstimmig genehmigt. 

 

Zu Punkt 5: Der Grundsatzbeschluss zur beantragten Änderung des Bebau-

ungsplans für die Gp. 1606/2 durch die Fa. Eberharter & Gruber 

GmbH wurde vertagt, bis die Unterlagen (Berücksichtigung 

Tiefgarage) adaptiert vorliegen und ein Vertrag hinsichtlich 

Wohnbauförderung und Vergabevorzug für Einheimische ausge-

arbeitet wurde. 

 

Zu Punkt 6: Die Malerarbeiten bei Volksschule und Kindergarten wurden in 

den Sommerferien abgeschlossen. 

 

Zu Punkt 7: Für die geplanten Bauarbeiten beim ESC Kleinboden wurde ein 

einmaliger Zuschuss in der Höhe von 2.000,- EUR beschlossen, 

unter der Bedingung, dass auch die Gemeinden Fügen und Fü-

genberg die vor Ort besprochenen Zuschüsse gewähren. 

 

Zu Punkt 8: In Vertretung für Substanzverwalter Benno Fankhauser hat 

Bgm. Josef Bucher über die anstehenden Erledigungen bei der 

Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns berichtet. 

 

Zu Punkt 9a: Die Genehmigung der Bebauungsplanänderung für das Mitar-

beiterwohnhaus Hotel Pachmair auf der Gp. 1556/1 erfolgt, so-

bald die Unterlagen vorliegen. 

 

Zu Punkt 9b: Die Nachverdichtung beim bestehenden Wohnhaus der Fam. 

Schweinberger auf Gp. 1447/2 liegt heute als Bebauungsplan-

änderung vor. 

 

Zu Punkt 9c: Der angekündigte Verzicht von Bianca Ebster auf ihr Gemeinde-

ratsmandat ist heute Teil der Tagesordnung. 

 

Zu Punkt 9d: Der Anfrage der Fa. Steinmetz Lutz hinsichtlich der Installation 

digitaler Grabsteine wurde eine Absage erteilt. 

 

Zu Punkt 10a: Die ausständigen Asphaltierungen in Uderns wurde letztens 

durch die Fa. STRABAG erledigt. Für heuer sind nur mehr die 

Arbeiten im Bereich Ehstandweg und Tischlergasse ausständig. 

 



Zu Punkt 10b: Hinsichtlich der Parkplatzkapazität beim Sportplatz sowie einer 

nachhaltigen Gesamtplanung für die zukünftige Entwicklung 

des Sportplatzgeländes wird sich der Ausschuss für Bau, Pla-

nung und Infrastruktur gemeinsam mit den Vereinsverantwort-

lichen Gedanken machen. 

 

Zu Punkt 10c: Die Problematik hinsichtlich der parkenden Fahrzeuge entlang 

des Sportplatzwegs, vor allem für den Viehtrieb und den land-

wirtschaftlichen Verkehr, wurde diskutiert. Mit dem Werkstät-

tenbetrieber nördlich des Fußballplatzes gab es zwischenzeitlich 

diesbezüglich eine Unterredung. 

 

Zu Punkt 11: Die anstehenden Personalangelegenheiten wurden allesamt po-

sitiv erledigt. 

 

Punkt 2 der Tagesordnung: Genehmigung des GR-Protokolls vom 15.07.2019 

 

Zum GR-Protokoll vom 15.07.2019 ist heute zum Sitzungsbeginn eine Stellung-

nahme der Liste „Zukunft Uderns“ eingelangt. Diese wird an dieser Stelle vollin-

haltlich ins Protokoll aufgenommen. Damit genehmigt der Gemeinderat das Proto-

koll und unterfertigt es. 

 

Die Stellungnahme der Liste „Zukunft Uderns“ vom 16.09.2019 lautet wie folgt: 

 

„Stellungnahme 

zur 26. Gemeinderatssitzung vom 15. Juli 2019 

zu Tagesordnungspunkt 5) 

Grundsatzbeschluss BP-Änderung Gp. 1606/2 

für eine geplante Wohnanlage der Eberharter & Gruber GmbH 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister 

und Damen und Herren Gemeinderäte! 

 

Die Gemeinderäte/in der Liste Zukunft Uderns lehnen die Erhöhung der Baumas-

sendichte in diesem Bereich des Dorfgebietes ab, da die Baumassendichte erst vor 

kurzem mit dem Beschluss des neuen Raumordnungskonzeptes von 2,0 auf 2,5 an-

gehoben wurde. 

 

Außerdem muss unserer Ansicht nach in diesem nordöstlichen Bereich genauso ver-

fahren werden, wie in der Vergangenheit in der Finsing im nordwestlichen Bereich 

von Uderns Nähe Golfplatz, wo die Ansuchen der Herrn Reinhard Binder bzw. des 

Herrn Matthias Abendstein ebenso abgelehnt wurden, da es sich jeweils um Gebiete 

am Rand des Siedlungsbereiches handelt. 

 

In Bezug auf das Argument der Wirtschaftlichkeit des Baus der Wohnanlage wei-

sen wir darauf hin, dass auf der Gp. 1486/4 Nähe Festplatz für die Tiroler Immobi-

lien GmbH zur Errichtung einer Wohnanlage die bestehende Baumassendichte von 

2,5 sehr wohl ausreichend ist. 

 



Auch die Fa. Bauwerk Wohnraum GmbH konnte auf der Gp. 1513/7 Leonhard-

Posch-Weg eine Wohnanlage mit 7 Einheiten mit einer Baumassendichte von 2,45 

errichten. 

 

Mit der Bitte um Kenntnisnahme und vollinhaltliche Aufnahme in das Protokoll. 

 

Mit freundlichen Grüßen - Andreas Rainer, Manfred Eberharter, Verena Laimböck, 

Simon Flörl, Philipp Schweinberger, Christian Pungg“ 

 

Punkt 3 der Tagesordnung: GR-Mandatsverzicht und Vorrücken 

Ersatzmitglied, sowie Nachbesetzung von 

Ausschussfunktionen 

 

Mit Schreiben vom 16. Juli 2019 hat Gemeinderätin Bianca Ebster, wie im Vorfeld 

bereits mündlich angekündigt, den Verzicht auf ihr GR-Mandat in Uderns bekannt 

gegeben. Dieser wurde nach einer Woche gemäß Tiroler Gemeindeordnung rechts-

kräftig. Somit rückt, sofern nicht anders vereinbart, nun Christian Pungg als 

nächstfolgendes Ersatzmitglied in den Gemeinderat auf. 

 

Der Bürgermeister verliest das Schreiben der ehemaligen Gemeinderätin Bianca 

Ebster, in dem sie sich verabschiedet und bedankt. Der Bürgermeister seinerseits 

dankt Bianca Ebster für ihren Einsatz und ihre hervorragende Arbeit. Er wünscht 

ihr im Namen aller Gemeinderäte alles Gute für die Zukunft. Auch GV Andreas 

Rainer möchte sich im Namen seiner Liste „Zukunft Uderns“ herzlich bei ihr be-

danken für ihre Mitarbeit, besonders bei den Anliegen um die Kinderbetreuung, die 

Einführung der Babypakete und anderen soziale Angelegenheiten. 

 

Weiters ist heute auch die freie Stelle im Ausschuss für Bildung, Familie und Ju-

gend, Kultur und Umwelt nachzubesetzen. Die Liste „Zukunft Uderns“ macht dazu 

Ersatzgemeinderätin Andrea Rieser namhaft. Der Bürgermeister lässt den Ge-

meinderat formal seine Zustimmung für diese Nachbesetzung erteilen. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Bgm. Josef Bucher ersucht GV Manfred Eberharter, er möge Andrea Rieser für ihre 

Bereitschaft danken, die Funktion in diesem wichtigen Ausschuss zu übernehmen. 

 

Hinsichtlich der Verwaltung des Sozial-Sondertopfs (damaliger Erlös aus dem Fest 

mit der Delegation aus Dreizehnlinden, aufgedoppelt durch die Freie Bauernschaft) 

soll als kolportierte neue Obfrau Verena Laimböck automatisch nachrücken, und 

bildet künftig das dreiköpfige Entscheidungsgremium, gemeinsam mit Franz Mair 

und Bgm. Josef Bucher. Im Ausschuss für Bildung, Familie und Jugend, Kultur und 

Umwelt selbst hat bei der nächsten Zusammenkunft die Bestätigung der neuen Ob-

frau zu erfolgen. 

 

Punkt 4 der Tagesordnung: Umwidmungsantrag Martin Soier für die Gp. 124, 

128/1 und 1611/2, in künftig Tourismusgebiet 

 



Mit Schreiben vom 13.08.2019 hat Martin Soier um den Antrag auf Umwidmung 

seiner Gp. 124, 128/1 und 1611/2 in Tourismusgebiet gestellt. Das Raumplanungs-

büro Arch. Dr. Cernusca wurde dazu mit der Ausarbeitung der Änderungsunter-

lagen beauftragt, sowie mit der Einholung der dazu nötigen Stellungnahmen. Es 

liegen nun alle Unterlagen vor.  

 

Die raumordnerische Stellungnahme dazu lautet wie folgt: 

 

„Herr Martin Soier, Dorfstraße 32, 6271 Uderns, bezüglich des Entwurfs auf  

 

-  Umwidmung des Gst. 128/1 (Ausmaß ca. 1.540 m²) und einer Teilfläche des 

Gst. 124 (Ausmaß ca. 3.022 m²) im Gesamtausmaß von ca. 4.562 m² von der-

zeit Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet mit beschränkter 

Wohnnutzung (Tb) gem. § 40 Abs. 6 TROG 2016 in Bauland mit der Nut-

zungskategorie Tourismusgebiet gem. § 40 Abs. 4 TROG 2016 sowie 

- Umwidmung des Gst. 1611/2 im Ausmaß von ca. 308 m² von derzeit Freiland 

in Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet gem. § 40 Abs. 4 

TROG 2016, 

 

alle KG Uderns. 

 

Die geplanten Umwidmungsflächen befinden sich westlich der Dorfstraße im Orts-

teil Finsing der Gemeinde Uderns. 

 

Gemäß rechtskräftigem Flächenwidmungsplan der Gemeinde Uderns ist das Gst. 

1611/2 als Freiland und das Gst. 128/1 sowie auch die beantragte Teilfläche des 

Gst. 124 - diese beiden Grundstücke sind bereits bebaut - als Bauland mit der Nut-

zungskategorie Tourismusgebiet mit beschränkter Wohnnutzung ausgewiesen. 

 

In der 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzepts der Gemeinde U-

derns ist der Planungsbereich überwiegend als Baulicher Entwicklungsbereich – 

überwiegend bebaut dargestellt. Lediglich der westliche und südliche Bereich der 

Gst. 124 und 128/1 sind als Baulicher Entwicklungsbereich – überwiegend unbe-

baut ausgewiesen und weisen den Zähler T-02 „Tourismusgebiet Nord“ auf. Das 

Gst. 1611/2 gehört gemäß der 1. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskon-

zepts dem bestehenden örtlichen Straßen- und Wegenetz an. 

 

Der Antragssteller ist Betreiber des Hotel Erzherzog Johann, welches sich auf dem 

beantragten Gst. 124 befindet. Nun beabsichtigt der Antragsteller die Nutzungska-

tegorie der Widmung für das Gst. 128/1 und die beantragte Teilfläche des Gst. 124 

insofern zu ändern, als dass die Einschränkung auf betriebstechnisch notwendige 

Wohnungen gem. § 40 Abs. 6 TROG 2016 aufgehoben werden soll, sowie auch das 

Gst. 1611/2 von derzeit Freiland ins Bauland aufzunehmen. Dadurch soll dem An-

tragsteller ermöglicht bzw. sichergestellt werden, dass eventuell zukünftige Investi-

tionen getätigt werden können. 

 

Gleichzeitig dient diese Umwidmung auch der Schaffung einer einheitlichen Wid-

mung des Gst. 124, welches derzeit als Bauland mit der Nutzungskategorie Tou-

rismusgebiet (Ausmaß ca. 903 m²) sowie auch als Bauland mit der Nutzungskatego-



rie Tourismusgebiet mit beschränkter Wohnnutzung (Ausmaß ca. 3.022 m²) ausge-

wiesen ist. 

 

Um dies daher dem Antragsteller zu ermöglichen, ist es erforderlich, für das Gst. 

128 und die beantragte Teilfläche des Gst. 124 die Einschränkung auf betriebstech-

nisch notwendige Wohnungen gem. § 40 Abs. 6 TROG 2016 aufzuheben und damit 

dem Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet zuzuführen. 

 

Gleichzeitig wird auch das Gst. 1611/2 ins Bauland mit der Nutzungskategorie Tou-

rismusgebiet aufgenommen. 

 

Hierbei ist anzumerken, dass das ehemalige Gst. 1555/1 - nun Gst. 1555/1 und eine 

Teilfläche des Gst. 124 - bereits im Zuge der Änderung des Flächenwidmungsplanes 

eFWP-935-2017-00015 die Einschränkung auf betriebstechnisch notwendige Woh-

nungen gem. § 40 Abs. 6 TROG 2016 aufgehoben wurde und damit von ehemals 

Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet mit beschränkter Wohnnut-

zung dem Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet zugeführt wurde. 

Daher weist der südliche Bereich des Gst. 124 die Widmungskategorie Bauland mit 

der Nutzungskategorie Tourismusgebiet auf. 

 

Für die gegenständliche Flächenwidmungsplanänderung ist keine Änderung des 

Örtlichen Raumordnungskonzepts der Gemeinde Uderns erforderlich, da sich die 

Widmungskategorie als Tourismusgebiet nicht ändert und der Entwurf den Festle-

gungen des Zählers T-02 „Tourismusgebiet Nord“ entspricht. In der 1. Fortschrei-

bung des ÖRK wird darauf verwiesen, dass die Bebauung an die dörflichen Struk-

turen in diesem Bereich anzupassen ist, sodass besonders auf die Maßstäblichkeit 

zu achten ist. 

 

Die verkehrsmäßige Erschließung der geplanten Umwidmungsflächen sind bereits 

durch die im Osten Gst. 1196 und im Westen Gst. 1501 verlaufenden Verkehrswege 

gegeben. Die Wasserversorgung sowie die Abwasserbeseitigung sind ebenfalls be-

reits durch den Bestand gegeben. 

 

Entsprechend der ausgewiesenen Gefahrenzonenplanung der Gemeinde Uderns 

befindet sich der Planungsbereich innerhalb der gelben Wildbachgefahrenzone. Im 

Zuge der Änderung des Flächenwidmungsplanes eFWP-935-2017-00006 bzw. 

eFWP-935-2017-00015 wurde bereits eine Stellungnahme der Wildbach- und Lawi-

nenverbauung für das im Süden benachbarte Gst. 1555/1 sowie den südlichen Be-

reich des Gst. 124 eingeholt, und daher wird bei der vorliegenden Umwidmung auf 

diese Stellungnahme GZl. 3131/0943-2017 (vom 11.09.2017) verwiesen. 

 

Da bei vorliegender Umwidmung wie bereits o.a. hauptsächlich die Einschränkung 

auf betriebstechnisch notwendige Wohnungen gem. § 40 Abs. 6 TROG 2016 für den 

Planungsbereich aufgehoben werden soll - mit Ausnahme des Gst. 1611/2, dieses 

wird von Freiland dem Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet zuge-

führt - wird auf die Einholung einer ergänzenden Stellungnahme der Wildbach- und 

Lawinenverbauung verzichtet. 

 



Weiters befinden sich Gasleitungen der TIGAS innerhalb des Planungsbereiches 

bzw. wird der Planungsbereich von deren Schutzabständen berührt. Diesbezüglich 

wurde eine Stellungnahme der TIGAS-Erdgas Tirol GmbH eingeholt und auf diese 

Stellungnahme (E-Mail vom 09.09.2019) wird verwiesen. 

 

Aufgrund der vorliegenden Lärmkarten gemäß TirisMaps (siehe Abb. 1 und Abb. 2) 

werden die vorgegebenen dB-Werte gem. § 37 Abs. 4 TROG 2016 für die Wid-

mungskategorie Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet geringfügig 

überschritten. 
 

 
Abb. 1: Umgebungslärm Straße – Tag-Abend-Nacht 

 

 

 
Abb. 2: Umgebungslärm Straße – Nacht 

 

Da der Bereich jedoch bereits als Tourismusgebiet gewidmet ist und für diesen le-

diglich die Einschränkung auf betriebstechnisch notwendige Wohnungen aufgeho-

ben werden soll, kann auf die Einholung eines lärmtechnischen Gutachtens, wie 

auch bei der damaligen Flächenwidmungsplanänderung eFWP-935-2017-00015, 

verzichtet werden. 

 

Gemäß der ausgewiesenen Biotopkartierung der Gemeinde Uderns ist auf dem Gst. 

128/1 das Biotop „Streuobstwiesen“ ausgewiesen. Da das Gst. 128/1 bereits als Bau-

land mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet ausgewiesen ist und für dieses 

lediglich die Einschränkung auf betriebstechnisch notwendige Wohnungen gem. § 

40 Abs. 6 TROG 2016 aufgehoben werden soll, wird auf die Einholung einer Stel-

lungnahme der Bezirkshauptmannschaft Schwaz, Abt. Umwelt verzichtet. 

 

Weiters ist gemäß Biotopkartierung der Gemeinde Uderns auf dem Gst. 1611/2 im 

Randbereich das Biotop „Feldgehölze“ ausgewiesen. Da sich dieses jedoch überwie-

gend auf dem angrenzenden Gst. 1196 befindet und damit das beantragte Gst. 



1611/2 nur geringfügig berührt, kann auch diesbezüglich auf die Einholung einer 

Stellungnahme der Bezirkshauptmannschaft Schwaz, Abt. Umwelt verzichtet wer-

den. 

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nur in geringem Ausmaß berührt, 

weshalb keine strategische Umweltprüfung erforderlich ist. 

 

Die geplante Flächenwidmungsplanänderung dient dem Antragsteller der Ände-

rung der Nutzungskategorie der Widmung für das Gst. 128/1 und die beantragte 

Teilfläche des Gst. 124 insofern, als dass die Einschränkung auf betriebstechnisch 

notwendige Wohnungen gem. § 40 Abs. 6 TROG 2016 aufgehoben werden soll, sowie 

soll auch das Gst. 1611/2 von Freiland dem Bauland zugeführt werden. Dadurch 

soll dem Antragsteller ermöglicht bzw. sichergestellt werden, dass eventuell zu-

künftige Investitionen getätigt werden können. 

 

Gleichzeitig dient diese Umwidmung auch der Schaffung einer einheitlichen Wid-

mung des Gst. 124. Daher wird für das Gst. 128 und die beantragte Teilfläche des 

Gst. 124 die Einschränkung auf betriebstechnisch notwendige Wohnungen gem. § 

40 Abs. 6 TROG 2016 aufgehoben und weisen damit die Widmung Bauland mit der 

Nutzungskategorie Tourismusgebiet auf. Gleichzeitig wird auch das Gst. 1611/2 

dem Bauland mit der Nutzungskategorie Tourismusgebiet zugeführt. 

 

Gemäß Tiroler Umweltprüfungsgesetz (TUP 2005) handelt es sich hier um eine 

Einzelfallprüfung. Schutzgüter werden davon nur in geringem Ausmaß berührt, 

weshalb keine strategische Umweltprüfung erforderlich ist.  

 

Hinsichtlich der beantragten Flächenwidmungsplanänderung bestehen aus orts-

planerischen Gesichtspunkten keine Bedenken und ist diese daher zu befürworten. 

Wie bereits o.a. kann auf die Einholung einer Stellungnahme der Bezirkshaupt-

mannschaft Schwaz, Abt. Umwelt sowie eines lärmtechnischen Gutachtens verzich-

tet werden. 

 

Weiters wird auf die im Zuge der Flächenwidmungsplanänderung eFWP-935-2017-

00006 bzw. eFWP-935-2017-00015 eingeholte Stellungnahme GZl. 3131/0943-2017 

(vom 11.09.2017) der Wildbach- und Lawinenverbauung verwiesen. Auf die Einho-

lung einer ergänzenden Stellungnahme wird verzichtet. 

 

Auch wird auf die eingeholte Stellungnahme (E-Mail vom 09.09.2019) der TIGAS-

Erdgas Tirol GmbH verwiesen. 

 

Gegebenenfalls ist bei ev. geplanten Baumaßnahmen der Bebauungsplan der Ge-

meinde Uderns zu ändern.“ 

 

GV Andreas Rainer erkundigt sich, wann es für diesen Bereich bereits eine Bau-

landwidmung gegeben habe. Der Bürgermeister erklärt, dass dies zumindest be-

reits auf die 70er-Jahre wenn nicht sogar weiter zurück reiche. Das Zustandekom-

men der irgendwann später erfolgten Beschränkung lasse sich aber nicht mehr eru-

ieren. 



GV Manfred Eberharter fragt, für welche Flächen die Widmung mit den einge-

schränkten Möglichkeiten bestehe. Dies erklärt ihm der Bürgermeister genau an-

hand des bestehenden Bebauungsplanes. 

 

Im Gemeinderat wird länger darüber diskutiert, ob für die Liegenschaft konkrete 

Projekte (Sanierung, Umbau, Abbruch und Neubau etc.) bekannt seien. Dies ist ak-

tuell nicht der Fall. 

 

GV Manfred Eberharter fragt, ob es mit der derzeitigen Widmung überhaupt mög-

lich sei, dort Wohnsitze anzumelden. Dazu erklärt ihm der Bürgermeister, dass es 

für den Eigentümer sehr wohl möglich sei, sich und seine Familie sowie seine Mit-

arbeiter dort anzumelden. 

 

GR Simon Flörl bringt ein, dass er die Umwidmung erst genehmigen würde, wenn 

ein konkretes Projekt vorliege, und nicht im Voraus für die im Antrag formulierten 

„eventuell zukünftigen Maßnahmen“. Der Bürgermeister erklärt dazu, dass er die 

beantragte Umwidmung schon befürworten würde, da der Grundeigentümer und 

Betriebsinhaber dieselben Möglichkeiten haben sollte wie seine Mitbewerber im 

Dorf. Außerdem könnte ihr die Tourismusgebietswidmung ohne Einschränkungen 

längst haben, hätte er sich in der Vergangenheit darum bemüht. 

 

GV Manfred Eberharter befürchtet, dass hier eventuell die nächste große Wohnein-

heit im Ortskern entstehen könnte, und dies möchte er gerne vermeiden, bevor der 

letzte Fleck massiv verbaut ist. 

 

GR Marco Giehl äußert, dass sich Grundeigentümer generell schwer tun würden, 

wenn sie Umwidmungen nur bei Vorliegen einer Planung erhalten. Die Planungs-

kosten würden entstehen, und der Antragsteller hätte nach wie vor keine Garantie 

für eine positive Erledigung seines Gesuchs im Gemeinderat. Außerdem sei bisher 

auch bei allen anderen begründeten Widmungsanträgen eine positive Erledigung 

erfolgt. 

 

GR Simon Flörl schlägt vor, einen Grundsatzbeschluss zu fassen als Signal an den 

Antragsteller, dass dieser bei Vorliegen eines konkreten Vorhabens dann die bean-

tragte Umwidmung seitens des Gemeinderats genehmigt bekommen würde. Da-

raufhin wird darüber gesprochen, dass der Hotelier im Sinne der Gleichberechti-

gung auch eine Widmung Tourismusgebiet ohne Einschränkungen erhalten sollte.  

 

Im Gemeinderat wird heftig spekuliert, welcher künftigen Nutzung eine solche 

Widmung dienen könnte, und was der Eigentümer und Betriebsinhaber mit der 

Liegenschaft künftig vorhat. Es wird angesprochen, dass das Mitspracherecht des 

Gemeinderats nur im Zuge von Umwidmungen bzw. Bebauungsplänen gegeben sei, 

und dass man danach keine Möglichkeit mehr habe, eine andere Art der Bebauung 

bzw. Verwendung zu beeinflussen. 

 

GR Simon Flörl spricht an, er wäre grundsätzlich nicht gegen die beantragte Um-

widmung, es lägen ihm dazu aber derzeit noch zu wenige Informationen vor. GR 

Marco Giehl meint dazu, dass man aber alle gleich behandeln sollte. 

 



Aus der Diskussion ergibt sich auch, dass die Steuerung bzw. Einflussnahme des 

Gemeinderats auf allfällige Veränderungen bzw. neue Nutzungen von bestehenden 

Liegenschaften nicht in eine Diskriminierung ausufern dürfe. 

 

Es festigt sich die Meinung im Gemeinderat, dass man den Antrag nicht ausschla-

gen könne, wenn andere Hotelbetriebe im Dorf bereits diese angestrebte Flächen-

widmung aufweisen. Im Sinne der Gleichbehandlung aller Gastgewerbebetriebe 

bzw. alle Hoteliers in der Gemeinde sollte man sich deshalb zu einer positiven Ent-

scheidung entschließen. 

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns 

gemäß § 71 Abs. 1 und § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 2016, 

LGBl. Nr. 101, den vom Planer AB Cernusca ausgearbeiteten Entwurf vom 

09.09.2019, mit der Planungsnummer 935-2019-00005, über die Änderung des 

Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Uderns im Bereich Gp. 124 (Teilfläche, 

128/1 und 1611/2, KG 87123 Uderns, durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen 

Einsichtnahme aufzulegen. Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwid-

mungsplanes der Gemeinde Uderns vor: 

 

Umwidmung 

 

Grundstück 124 KG 87123 Uderns 

 

rund 3022 m² 

von Tourismusgebiet § 40 (4) mit beschränkter Wohnnutzung § 40 (6) 

in 

Tourismusgebiet § 40 (4) 

 

weiters Grundstück 128/1 KG 87123 Uderns 

 

rund 1540 m² 

von Tourismusgebiet § 40 (4) mit beschränkter Wohnnutzung § 40 (6) 

in 

Tourismusgebiet § 40 (4) 

 

weiters Grundstück 1611/2 KG 87123 Uderns 

 

rund 308 m² 

von Freiland § 41 

in 

Tourismusgebiet § 40 (4) 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 der Beschluss über die dem 

Entwurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. 

 

Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- 

und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 



12 Jastimmen, 1 Enthaltung. 

 

Punkt 5 der Tagesordnung: Bebauungsplanänderung Gp. 1447/2, Fam. 

Schweinberger 

 

Die Familie Schweinberger plant eine Nachverdichtung beim bestehenden Wohn-

haus auf der Gp. 1447/2. Aufgrund von Abstandsunterschreitungen zum Öffentli-

chen Gut hin ist hierfür eine Änderung des Bebauungsplans erforderlich. Die 

raumordnerische Stellungnahme dazu lautet wie folgt: 

 

„Über Antrag von Fam. Schweinberger, Prof.-Friedrich-Hell-Weg 25, 6271 Uderns 

soll das bestehende Wohnhaus auf dem Gst. 1447/2 um ein Dachgeschoss aufge-

stockt werden. 

 

Gemäß TROG 2016 ist für den o.a. Planungsbereich der rechtskräftige Bebauungs-

plan der Gemeinde Uderns zu ändern, da die derzeit festgelegte Baufluchtlinie im 

Nordosten des Gst. 1447/2 von der geplanten Baumaßnahme, sowie auch dem Be-

standsobjekt, nicht eingehalten wird. 

 

Grundlage für die Erstellung der Planung ist die digitale Katastralmappe der Ge-

meinde Uderns. Weiters liegt diesem Bebauungsplan der rechtskräftige Bebau-

ungsplan der Gemeinde Uderns BP/71/16 und der Einreichplan „Umbau Dachge-

schoss – Wohnhaus Schweinberger – Uderns 25/Gp. 1447/2“ vor. Entsprechend die-

sem Einreichplan wurde das Bestandsgebäude im vorliegenden Bebauungsplan 

eingetragen. Hingegen wurde das in der DKM der Gemeinde Uderns enthaltene 

Gebäude auf dem Gst. 1447/2 grau dargestellt. 

 

BEBAUUNGSPLAN GEM. § 56 Abs. 1 TROG 2016 

 

Gem. § 56 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bauplatzgröße im Höchst-

wert anzugeben. Für den Planungsbereich wurde die Bauplatzgröße Höchst mit 

maximal 750 m² festgelegt und entspricht damit dem rechtskräftigen Bebauungs-

plan BP/71/16 der Gemeinde Uderns. Dieses Ausmaß wird vom Gst. 1447/2 jeden-

falls eingehalten, da dieses gemäß der DKM der Gemeinde Uderns ein Ausmaß von 

ca. 610 m² aufweist. 

 

Gem. § 58 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Straßenfluchtlinie festzule-

gen. Diese wurde für den ausgewiesenen Planungsbereich dem rechtskräftigen Be-

bauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns entnommen und daher wurde die 

Straßenfluchtlinie entlang der straßenseitigen Grundgrenzen der angrenzenden 

Verkehrswege Gst. 1452 und 1447/7 eingetragen und dies entspricht damit im Os-

ten dem Straßenprofil „Typ D“, einer Breite von 6,0 m, und im Norden dem Profil 

„Typ B“, einer Breite von 5,0 m. 

 

Gem. § 59 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan eine Baufluchtlinie festzulegen. 

Die Baufluchtlinie wurde für das Gst. 1447/2 grundsätzlich dem rechtskräftigen 

Bebauungsplan BP/71/16 entnommen und daher im Westen im Abstand von 5,0 

und im Norden im Abstand von 4,0 m von der jeweiligen Straßenfluchtlinie, welche 

den straßenseitigen Grundgrenzen entspricht, eingetragen. Im Bereich des Be-



standsgebäudes wurde die Baufluchtlinie nun an dieses herangeführt, wobei zwi-

schen der neu festgelegten Baufluchtlinie und dem Gebäude noch ein Spielraum 

von 10 cm berücksichtigt wurde. Dieser Spielraum entspricht damit dem Ersuchen 

der Gemeinde Uderns (E-Mail vom 13.08.2019). 

 

Gem. § 60 Abs. 3 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bauweise festzulegen, wo-

bei diese für den Planungsbereich als offene Bauweise bestimmt wird. Laut Tiroler 

Bauordnung gilt im Bauland mit der Nutzungskategorie Wohngebiet eine Wandhö-

he mal 0,6 für die Berechnung der Abstände gegenüber den Grenzen des Bauplatzes 

zu den angrenzenden Grundstücken. Ein Abstand von 4,0 m ist aber jedenfalls ein-

zuhalten, sofern nicht ein anderer Abstand festgelegt ist. 

 

Gem. § 61 Abs. 2 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Baumassendichte im 

Höchstmaß festzulegen. Die Baumassendichte Höchst wurde für das Gst. 1447/2 

entsprechend dem rechtskräftigen Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns 

mit maximal 3,00 festgelegt und wird vom geplanten Bauvorhaben eingehalten. 

 

Gem. § 61 Abs. 4 TROG 2016 ist im Bebauungsplan die Bebauungsdichte Mindest 

auszuweisen. Diese wurde für den ausgewiesenen Planungsbereich mit 0,15 festge-

legt. Dieses Maß ist in der Gemeinde Uderns als ortsüblich anzusehen und ent-

spricht den Festlegungen des Bebauungsplanes BP/71/16 der Gemeinde Uderns. 

 

Gem. § 62 Abs. 1 TROG 2016 ist im Bebauungsplan der Gebäudepunkt Höchst fest-

zulegen. Der Gebäudepunkt Höchst wurde für das Gst. 1447/2 mit maximal 560,70 

m über Adria, bezogen auf die Oberkante des fertigen Fußbodens im Obergeschoss 

des Bestandsgebäudes ±0,00 = 554,62 m über Adria, bestimmt und damit wurde der 

Gebäudepunkt Höchst an die vorliegende Einreichplanung angepasst. 

 

Gem. § 62 Abs. 4 TROG 2016 wird die Bauhöhe mit der Anzahl der oberirdischen 

Geschosse definiert. Entsprechend dem rechtskräftigen Bebauungsplan der Ge-

meinde Uderns wurde die Anzahl der oberirdischen Geschosse für den Planungsbe-

reich mit maximal drei oberirdische Geschosse festgelegt und dies entspricht damit 

dem vorliegenden Einreichplan. 

 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass das bestehende Wohnhaus auf dem Gst. 

1447/2 um ein Dachgeschoss aufgestockt werden soll. 

 

Die Wasserversorgung sowie die Abwasserbeseitigung sind durch den Bestand si-

chergestellt. Die verkehrsmäßige Erschließung erfolgt über den bereits bestehen-

den, im Westen anschließenden Verkehrsweg Gst. 1452. 

 

Die Straßenfluchtlinie wurde für den Planungsbereich entlang der straßenseitigen 

Grundgrenzen der angrenzenden Verkehrswege Gst. 1452 und 1447/7 eingetragen 

und dies entspricht damit im Westen dem Straßenprofil „Typ C“, einer Breite von 

6,0 m, und im Norden dem Profil „Typ B“, einer Breite von 5,0 m.  

 

Die Baufluchtlinie wurde für das Gst. 1447/2 im Westen im Abstand von 5,0 und im 

Norden im Abstand von 4,0 m von der jeweiligen Straßenfluchtlinie, welche den 

straßenseitigen Grundgrenzen entspricht, eingetragen. Dies entspricht damit dem 



rechtskräftigen Bebauungsplan BP/71/16 der Gemeinde Uderns. Im Bereich des 

Bestandsgebäudes wurde die Baufluchtlinie nun an dieses herangeführt, wobei - 

auf Ersuchen der Gemeinde Uderns - zwischen der neu festgelegten Baufluchtlinie 

und dem Gebäude noch ein Spielraum von 10 cm berücksichtigt wurde. 

 

Weiters wurde die Bauplatzgröße Höchst für den Planungsbereich mit maximal 750 

m² festgelegt. Dieses Ausmaß entspricht dem rechtskräftigen Bebauungsplan 

BP/71/16 der Gemeinde Uderns und wird vom Gst. 1447/2 jedenfalls eingehalten, da 

dieses gemäß DKM der Gemeinde Uderns ein Ausmaß von ca. 610 m² aufweist. 

 

Die Festlegungen 

- der Bebauungsdichte Mindest mit 0,15, 

- der Baumassendichte Höchst von 3,00, 

- der offenen Bauweise mit einer Wandhöhe mal 0,6 gemäß TBO und 

- die Anzahl der oberirdischen Geschosse mit maximal drei Geschossen 

 

wurden für das Gst. 1447/2 entsprechend dem rechtskräftigen Bebauungsplan 

BP/71/16 der Gemeinde Uderns eingetragen. 

 

Weiters wurde der Gebäudepunkt Höchst entsprechend der vorliegenden Einreich-

planung mit maximal 560,70 m über Adria, bezogen auf die Oberkante des fertigen 

Fußbodens im Obergeschoss des Bestandsgebäudes ±0,00 = 554,62 m über Adria, 

bestimmt.“ 

 

Nach Beratung beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Uderns auf Antrag des 

Bürgermeisters gemäß § 66 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 - TROG 

2016, LGBl. Nr. 101, den von Arch. Dr. Georg Cernusca, Axams, ausgearbeiteten 

Entwurf über die Änderung des Bebauungsplanes vom 05.09.2019, Zahl BP/85/19,  

durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung 

des gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. 

 

Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 

Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtig-

ten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

12 Jastimmen, 1 Enthaltung. 

 

GR Philipp Schweinberger enthält sich aus Befangenheitsgründen seiner Stimme. 

 

Punkt 6 der Tagesordnung: Verordnung über die Höhe der 

Freizeitwohnsitzabgabe 

 

Nachdem der Tiroler Landtag im Mai 2019 das Gesetz über die Erhebung einer 

Freizeitwohnsitzabgabe beschlossen hat, welches mit 01.01.2020 in Kraft treten 

wird, haben die Gemeinden Tirols ihrerseits im Gemeinderat eine dementsprechen-

de Verordnung über die Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe zu beschließen. Die Ab-

gabe ist als Selbstbemessungsabgabe konzipiert. 



Die Bevölkerung wird seitens der Gemeinde Uderns mit dieser Niederschrift über 

diese Freizeitwohnsitzabgabe nun wie folgt informiert: 

 

„Ab 1. Jänner 2020 ist in unserer Gemeinde eine Abgabe für die Verwendung eines 

Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz zu entrichten (Freizeitwohnsitzabgabe). Freizeit-

wohnsitze sind Gebäude, Wohnungen oder sonstige Teile von Gebäuden, die nicht 

der Befriedigung eines ganzjährigen, mit dem Mittelpunkt der Lebensbeziehungen 

verbundenen Wohnbedürfnisses dienen, sondern zum Aufenthalt während des Ur-

laubs, der Ferien, des Wochenendes oder sonst nur zeitweilig zu Erholungszwecken 

dienen. Auch wenn keine Eintragung im Freizeitwohnsitzverzeichnis besteht, ist 

die Abgabe zu entrichten. Zu beachten ist, dass mit der Entrichtung der Freizeit-

wohnsitzabgabe ein illegaler Freizeitwohnsitz nicht legalisiert wird. 

 

Die Abgabe ist grundsätzlich vom Eigentümer des Freizeitwohnsitzes selbst zu be-

messen. Dafür muss die Nutzfläche des Freizeitwohnsitzes ermittelt werden. Der zu 

entrichtende Betrag ergibt sich aus der vom Gemeinderat zu erlassenden Verord-

nung (wie folgend im Beschluss) über die Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe. 

 

Der jeweilige Betrag (je nach Nutzfläche des Freizeitwohnsitzes) ist bis 30. April 

eines jeden Jahres an die Gemeinde unter Angabe der Nutzfläche zu entrichten. 

Änderungen der Nutzfläche, beispielsweise durch Umbauten, können sich auf die 

Abgabenhöhe auswirken. 

 

Wird ein Freizeitwohnsitz unbefristet oder länger als ein Jahr an ein und dieselbe 

Person vermietet, verpachtet oder sonst überlassen, ist die Abgabe vom Mieter, 

Pächter etc. zu entrichten. Dieser ist seitens des Vermieters/Verpächters rechtzeitig 

über seine Verpflichtung zu informieren. 

 

Informationen sind auf der Internetseite des Landes Tirol zu finden. Das Freizeit-

wohnsitzabgabegesetz kann über das Rechtsinformationssystem des Bundes unter 

www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LgblAuth/LGBLA_TI_20190705_79/LGBLA_TI_2019

0705_79.html abgerufen werden.“ 

 

Im Planungsverband Zillertal wurde über die Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

diskutiert, und schließlich hat man sich darauf geeinigt, die Bemessungsgrundlage 

je nach Nutzflächengröße des Freizeitwohnsitzes 25 % niedriger als den möglichen 

Höchstbeitrag anzusetzen. Damit ergibt sich folgender Verordnungsentwurf: 

 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Uderns vom 16.09.2019 über die Hö-

he der Freizeitwohnsitzabgabe 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 3 des Tiroler Freizeitwohnsitzabgabegesetzes, LGBl. Nr. 

79/2019 wird verordnet: 

 

§ 1 

Festlegung der Abgabenhöhe 

 

Die Gemeinde Uderns legt die Höhe der jährlichen Freizeitwohnsitzabgabe einheit-

lich für das gesamte Gemeindegebiet 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LgblAuth/LGBLA_TI_20190705_79/LGBLA_TI_20190705_79.html
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/LgblAuth/LGBLA_TI_20190705_79/LGBLA_TI_20190705_79.html


a)  bis 30 m² Nutzfläche mit 180,- Euro, 

b)  von mehr als 30 m² bis 60 m² Nutzfläche mit 360,- Euro, 

c)  von  mehr als 60 m² bis 90 m² Nutzfläche mit 525,- Euro, 

d)  von mehr als 90 m² bis 150 m² Nutzfläche mit 750,- Euro, 

e)  von mehr als 150 m² bis 200 m² Nutzfläche mit 1.050,- Euro, 

f)  von mehr als 200 m² bis 250 m² Nutzfläche mit 1.350,- Euro, 

g)  von mehr als 250 m² Nutzfläche mit 1.650,- Euro 

fest. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft.“ 

 

GV Andreas Rainer fragt, ob für die Berechnung die reine Nutzfläche (ohne Wände, 

Stiegen etc.) gerechnet werde. Dies bejat der Bürgermeister, es geht um die reine 

Nutzfläche. Diese sei bei den in Uderns bestehenden und registrierten Freizeit-

wohnsitzen bekannt und im Amt verzeichnet. 

 

GR Simon Flörl erkundigt sich nach der Begründung für die im Planungsverband 

vereinbarte Ermäßigung um 25% gegenüber dem Höchstbeitrag. Bgm. Josef Bucher 

erläutert ihm diesbezüglich die Argumentation des Planungsverbands.  

 

GV Andreas Rainer fragt, ob es in anderen Gemeinden Staffelungen bezüglich der 

Vorschreibung gebe. Der Bürgermeister erklärt, dass es in manchen Dörfern entle-

gene Freizeitwohnsitze ohne vollwertige Erschließung gebe. Diese erhalten eine hö-

here Ermäßigung. Für Uderns treffe dies aber nicht zu, da sowohl die Freizeit-

wohnsitze am Kupfnerberg, als auch jene im Tag jeweils komplett erschlossen sei-

en. Deshalb mache es Sinn, einen einheitlichen Satz zu beschließen. 

 

Nach Beratung genehmigt der Gemeinderat die gegenständliche Verordnung. Es 

erfolgt die ordnungsgemäße Kundmachung mit anschließender Übermittlung an die 

Gemeindeabteilung des Landes Tirol, zwecks Verordnungsprüfung. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 7 der Tagesordnung: Zustimmung zur lastenfreien Abschreibung der 

Gp. 1435/1 und Einbeziehung in die Gp. 1434/13 

(Öffentliches Gut) 

 

Die Geschwister Michael, Natalie und Carmen Hanser haben gemäß § 15 Liegen-

schaftsteilungsgesetz schriftlich ihre Zustimmung zur lastenfreien Abschreibung 

der nunmehrigen Wegparzelle vor ihren Häusern an das Öffentliche Gut der Ge-

meinde Uderns erteilt. 

 

Damit gemäß Teilungsplan des DI Heinz Ebenbichler, GZ 111101/19, vom 

23.01.2019, das Trennstück 1 aus der Gp. 1435/1 lastenfrei abgeschrieben und in 

die Gp. 1434/13 (Öffentliches Gut) einbezogen werden kann, hat der Gemeinderat 



der Gemeinde Uderns formal einen Beschluss zur Genehmigung dieses Rechtsvor-

gangs zu fassen. 

 

Auf Anfrage erklärt der Bürgermeister, dass die Gemeinde neben der Kostentra-

gung für die Errichtung und Erhaltung des gegenständlichen Wegabschnitts auch 

die vollwertige Erschließung im Vorfeld übernommen habe (Wasser, Kanal, Inter-

net etc.). Darauf hat man sich bei der damals vereinbarten Wegabtretung, welche 

vor allem die nunmehrigen Grundeigentümer begünstigt, geeinigt. 

 

Nach kurzer Beratung genehmigt der Gemeinderat die gegenständliche Übertra-

gung. Der Antrag gemäß §§ 15 ff LtG wird mit dem GR-Protollauszug und den Frei-

lassungserklärungen über an das Büro DI Heinz Ebenbichler übermittelt, welches 

unter Ergänzung der Planunterlagen dann die Durchführung über das Vermes-

sungsamt Innsbruck veranlasst. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 8 der Tagesordnung: Zustimmung zur Grundteilung und Übertragung 

der Teilflächen im Bereich der Gp. 318/2, 1190, 

1485/2, 1485/4 und 1486/1 (Bereich südwestlich der 

Festhalle) 

 

Wie im Gemeinderat bereits beschlossen, wird der Grundverkauf bzw. Tausch im 

Bereich südwestlich der Festhalle Uderns zwischen der Gemeinde Uderns bzw. dem 

Öffentlichen Gut und den Grundeigentümern Gruber, Kaufmann und Fankhauser 

nun abgewickelt. Das Vermessungsbüro AVT hat dazu die Grundteilung nach § 15 

Liegenschaftsteilungsgesetz durchgeführt. 

 

Für die Abwicklung ist nun, da die entstehenden Teilflächen bekannt sind, der Be-

schluss für die Übertragung in die jeweiligen Grundstücke formal zu beschließen. 

Öffentliches Interesse ist gegeben, da es sich um eine Strukturverbesserung in die-

sem Bereich handelt, und der Straßengrund dadurch optimiert wird. 

 

GV Manfred Eberharter erkundigt sich über den neuen Abstand zwischen der Fest-

halle und dem südlichen Grundstück. Der Bürgermeister erklärt, dass der geringste 

Abstand nach Durchführung der Grundteilung 4,50 m betragen wird. In Richtung 

Westen weitet sich die Wegparzelle zur Anpassung an den Bestand hin dann wieder 

auf. 

 

GV Andreas Rainer fragt, ob diese Änderungen ohne Beiziehung eines Notars erfol-

gen können. Dies bejat der Bürgermeister, da die Abwicklung nach § 15 des Liegen-

schaftsteilungsgesetz hier eine einfachere und günstigere Möglichkeit bietet. Nach 

Durchführung der Verbücherung werden die Ablösebeträge überwiesen. 

 

Nach Beratung stimmt der Gemeinderat der Durchführung der gegenständlichen 

Grundteilung und Übertragung zu. Die Abwicklung über das Vermessungsamt wird 

seitens der Vermessung AVT in die Wege geleitet. Gleichzeitig mit der Verbüche-

rung erfolgt dann die Verrechnung der Ablösebeträge gemäß vereinbartem Kauf-



preis pro m². Die Kosten für die Grundteilung und Verbücherung werden durch die 

hauptbegünstigte Fam. Gruber getragen. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 9 der Tagesordnung: Änderung der Vereinbarung und Satzung des 

Gemeindeverbandes Altenheimverband Vorderes 

Zillertal (NEU – Soziale Dienste Vorderes Zillertal) 

 

Der Gemeindeverband Altenheimverband Vorderes Zillertal übernimmt mit 

01.01.2020 sämtliche Aufgaben, die vom Verein Sozial- und Gesundheitssprengel 

Vorderes Zillertal erbracht werden. Dies bedeutet, dass sich der Verein mit 

31.12.2019 auflöst und sämtliche Mitarbeiter/innen vom Gemeindeverband über-

nommen werden. 

 

Aufgrund der Fusion sind Änderungen der Vereinbarung und der Satzung des Ge-

meindeverbandes erforderlich. Diese wurden von der Verbandsversammlung am 

26.08.2019 einstimmig beschlossen. Hier die Eckpunkte der Änderungen:  

 

Vereinbarung  

 

 Die Aufgaben des Gemeindeverbandes erweitern sich um jene Tätigkeiten, 

die bisher vom Sozial- und Gesundheitssprengel erbracht wurden. (Artikel I, 

Pkt. 2.)  

 Der Name des Gemeindeverbandes wird auf „Soziale Dienste Vorderes Ziller-

tal“ geändert. (Artikel I, Pkt. 3.)  

 

Satzung  

 

Die wesentlichen Änderungen der Satzungen finden sich in folgenden Textstellen:  

§ 2 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 3;  § 3 Abs. 1 bis 3;  

§ 4 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 2 + 5;  § 6 (neue Formulierung);  

§§ 7 und 9 (neue Formulierung – keine wesentliche Änderungen);  

§ 8 (neue Datenquelle);    § 10 (neue Formulierung);  § 14 (neu);  

 

Folgende wesentliche Regelungen der Satzung blieben unverändert: 

§ 2 Abs. 1, 2. bis 4. Satz;  § 7 Abs. 2;  § 8 Abs. 1 + 2 (Kostenaufteilung);  

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Uderns stimmt aufgrund des Beschlusses der Ver-

bandsversammlung des Gemeindeverbandes Altenheimverband Vorderes Zillertal 

vom 26.08.2019 der Änderung der Vereinbarung des Gemeindeverbandes Alten-

heimverband Vorderes Zillertal einstimmig zu. 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Uderns stimmt aufgrund des Beschlusses der Ver-

bandsversammlung des Gemeindeverbandes Altenheimverband Vorderes Zillertal 

vom 26.08.2019 der Änderung der Satzung des Gemeindeverbandes Altenheimver-

band Vorderes Zillertal einstimmig zu. 

 



Hinweis für die Kundmachung gemäß § 60 Abs. 2 TGO zur beschlossenen Vereinba-

rung bzw. Satzung: 

 

Gemäß § 60 (2) TGO wird wegen des Umfanges der beschlossenen Vereinbarung 

und Satzung öffentlich kundgemacht, dass die Vereinbarung und Satzung während 

der Amtsstunden zur öffentlichen Einsichtnahme im Gemeindeamt während der für 

den Parteienverkehr bestimmten Öffnungszeiten, aufliegt. Jedermann hat das 

Recht, beim Gemeindeamt gegen Ersatz der Kosten eine Kopie zu verlangen. 

 

GV Andreas Rainer erkundigt sich hinsichtlich des Schlüssels für die Übernahme 

der entstehenden Kosten, für den künftig personal- und aufgabentechnisch größe-

ren Sprengel. Bgm. Josef Bucher berichtet dazu, dass die Vorschreibung der Ge-

meindebeiträge wie bisher über die Verbandsleitung erfolgt und die Summen recht-

zeitig für den Voranschlag bekannt gegeben werden sollen. 

 

Punkt 10 der Tagesordnung: Verlängerung bestehender Kontokorrentkredit 

für 2020 

 

Angesichts der geplanten namhaften Investitionen für 2020 im infrastrukturellen 

Bereich (vor allem Glasfaserinternet und Straßenbau) und der aktuell extrem güns-

tigen Konditionen bei den Krediten, ist es sinnvoll, im Hinblick auf die Gewährleis-

tung der Liquidität bei den zu erwartenden Großrechnungen, den laufenden Konto-

korrentkredit über 300.000,- EUR für ein weiteres Jahr zu verlängern. Der Bür-

germeister verliest dazu das Infoschreiben der Volksbank, mit den noch günstiger 

gewordenen Konditionen. 

 

Grundsätzlich bleiben die Bedingungen dieselben wie beim ursprünglichen Kredit-

vertrag. Lediglich die Kündigungsfrist ändert sich auf 3 Monate, sodass beide Sei-

ten flexibler sind. Außerdem ist seitens der Bank die Einführung einer Kreditprovi-

sion von 0,250 % aufgrund des Angebots auf den negativen 3-MON-Euribor erfor-

derlich. 

 

Somit ergeben sich folgende Eckdaten: 

 

 Kreditart: Kontokorrentkredit  

 Laufzeit: bis auf weiteres (mit einer 3-monatigen-Kündigungsfrist für beide 

Seiten) > so kann der Kontokorrentkredit auch im übernächsten Jahr bei Be-

darf noch stehen gelassen werden, ohne nötigen Folgeantrag. Wenn der Kon-

tokorrentkredit nicht mehr benötigt wird, dann kann man den Rahmen je-

derzeit herausnehmen (und es fallen dann keine Kosten mehr an).  

• Höhe: 300.000,- EUR 

• Zinsbindung: 3-MON-Euribor gerundet auf 1/8% + 0,750% Aufschlag = 

0,375% p.a. (derzeit)  

• NEU: Kreditprovision in Höhe von 0,250% (berechnet von der Rahmenhöhe) 

 

GV Andreas Rainer erkundigt sich nach der Laufzeit des aktuellen Kredits. Der 

Bürgermeister erklärt, dass dieser nur für das laufende Jahr abgeschlossen sei und 

mit Jahresende auslaufen würde. Dies ist die Vorgabe der Gemeinderevision, eine 

Verlängerung auf ein weiteres Jahr sei aber jederzeit möglich, und zu diesen Kondi-



tionen auch absolut sinnvoll, angesichts der geplanten Investitionen im kommen-

den Jahr. Für die gegenständlich geplante Verlängerung ist formal die Genehmi-

gung durch die Aufsichtsbehörde einzuholen. 

 

Nach Beratung beschließt der Gemeinderat deshalb, den laufenden Kontokorrent-

kredit zu den mitgeteilten Bedingungen bei der Volksbank für das Jahr 2020 zu 

verlängern. Es erfolgt die Übermittlung der Konditionenauflistung (als Ergänzung 

zum ursprünglichen Kreditvertrag) inkl. des GR-Beschlusses an die Revision bei 

der BH Schwaz, zwecks Genehmigung der Verlängerung. 

 

Einstimmiger Beschluss. 

 

Punkt 11 der Tagesordnung: Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns 

 

Substanzverwalter Benno Fankhauser berichtet dem Gemeinderat über die anste-

henden Erledigungen bei der Gemeindegutsagrargemeinschaft Uderns. 

 

Der aktuelle Geldbestand wird bekannt gegeben. Der Bürgermeister hat sich nach 

der letzten Sitzung mit dem Substanzverwalter besprochen. Es wurde ein Liquidi-

tätsvertrag abgeschlossen, sodass die Gemeindegutsagrargemeinschaft der Ge-

meinde bis Jahresende 50.000,- EUR leiht (zinsfrei). Vor Jahresende wird der Be-

trag dann an die Gemeindegutsagrargemeinschaft zurücküberwiesen, damit der 

Kassenbestand jedenfalls dem Voranschlag entspricht. 

 

Künftig sollen bei Bedarf im Zuge des Voranschlagsbeschlusses bei der Gemeinde-

gutsagrargemeinschaft entsprechende Infrastrukturzuschüsse an die Gemeinde aus 

der Substanz heraus berücksichtigt werden. 

 

Substanzverwalter Benno Fankhauser spricht seinen Dank an Karl Ebster und Sigi 

Dengg aus, für die Unterstützung unseres Waldaufsehers Reinhold Zisterer bei den 

Aufräumungsarbeiten im Wald. 

 

Bezüglich der Schranken am Archenwaldweg (Rodelbahn) schlägt der Substanz-

verwalter vor, dass diese in geöffneter Stellung jedenfalls auch festzumachen sind, 

sodass nicht jemand willkürlich eine Schließung vornehmen kann, und es nicht zu 

Unfällen bzw. gefährlichen Situationen kommt, z.B. für Radfahrer in der Dämme-

rung. Dies wird als Auftrag an die Gemeindearbeiter weitergegeben, zwecks geeig-

neter Arretierung der Schranken in Offenstellung. 

 

Weiters berichtet Benno Fankhauser über die vorliegenden Angebote zu den Schlä-

gerungsarbeiten und Seilungen. Leider haben nicht alle angeschriebenen Firmen 

angeboten bzw. sich gemeldet, und die preisliche Entwicklung beim Holz ist auf-

grund des vielen Windwurfs nach wie vor ungünstig. Viele Firmen sind in Ost- und 

Südtirol mit den Aufräumungsarbeiten gebunden. 

 

Teils werden Seilungen auf Regiestundenbasis angeboten, falls das angegebene 

Festmeter-Ausmaß nicht erreicht würde. Dabei würden die Kosten nochmals stei-

gen, sodass es Aufgabe des Waldaufsehers sein wird, dass die vorgesehene Menge 

jedenfalls geschlagen wird, damit die Abrechnung nach Festmetern erfolgt. 



Heuer soll gemäß Absprache mit Waldaufseher Reinhold Zisterer nicht der gesamt 

mögliche Einschlag durchgeführt werden, da dies für die Gemeindegutsagrarge-

meinschaft angesichts des niedrigen Holzpreises ein defizitäres Geschäft wäre. Die 

restlichen Arbeiten würden deshalb nächstes Jahr durchgeführt. Dies gereicht der 

Gemeindegutsagrargemeinschaft sicherlich nicht zum Nachteil. Die geplanten 

Schlägerungen für heuer würden sich dann jedenfalls bis ins nächste Frühjahr hin-

einziehen. 

 

Der Substanzverwalter gibt bekannt, welche Firma laut den aktuell vorliegenden 

Angeboten den Zuschlag erhalten würde. GV Manfred Eberharter erkundigt sich, 

ob dann die eingeforsteten Mitglieder weniger Holz erhalten, wenn nicht der ge-

samte Einschlag erfolgt. Dazu sagt ihm Benno Fankhauser, dass der Holzbezug 

selbst kein Problem darstelle hinsichtlich der Menge. Es gehe nur darum, dass die 

Gemeindegutsagrargemeinschaft keinen finanziellen Nachteil erleiden soll. 

 

Die Substanz habe außerdem ausreichende Reserven, sodass man den niedrigen 

Holzpreis bei teureren Schlägerungs- und Bringungskosten schon kompensieren 

könne, da sich dies in Jahren mit guter Preisentwicklung wieder ausgleiche. Das 

Interesse an Selbstschlägerungen ist nicht sehr hoch, weshalb sicherlich wieder der 

größte Teil der Schlägerungen über die Gemeindegutsagrargemeinschaft abgewi-

ckelt wird. 

 

GV Andreas Rainer und GR Christian Pungg schlagen vor, dass künftig auch die 

kleineren Schlägerungsbetriebe wieder angeschrieben werden. Dazu gibt der Sub-

stanzverwalter bekannt, dass er die Liste der Anbieter durchaus erweitern könne. 

Gesprochen wird beispielsweise von Sägewerken in Wiesing und Schwaz. 

 

Punkt 12 der Tagesordnung: Verschiedene Berichte 

 

a) Änderungen im elektronischen Flächenwidmungsplan: 

 

Aufgrund einer Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs hinsichtlich der Kund-

machung von Widmungen im elektronischen Flächenwidmungsplan haben die Ge-

meinden ab dem 15. November per Beschluss die bislang erfolgten Einzeländerun-

gen nachträglich zu bestätigen. Von 31. Oktober bis 15. November erfolgt ein Wid-

mungsstopp, um seitens der Daten-Verarbeitung-Tirol GmbH alles zu korrigieren. 

 

Künftig erfolgt die Freigabe der Kundmachung im eFWP also nicht mehr durch das 

Land Tirol, sondern direkt durch die jeweilige Gemeinde. Der zu fassende Beschluss 

soll auf Basis der noch ausständigen Vorlage des Landes Tirol dann zeitnah nach 

dem 15. November erfolgen. 

 

b) Erhöhung/Verlängerung Lärmschutzwand im Bereich Sparmarkt: 

 

Im Zuge der gewerberechtlichen Verhandlung für den geplanten Neubau des Spar-

marktes bei Uderns-Süd wurde seitens der geladenen Anrainer auch die dortige 

Problematik der Lärmbelastung durch die B169 Zillertalstraße angesprochen. Der 

Bürgermeister hat sich deshalb um einen Besprechungstermin mit der zuständigen 



Vertretung der Landesbaudirektion, Frau DI Elisabeth Höllwarth, und Herrn Mag. 

Werner Hechenberger von der Spar Österreichische Warenhandels AG bemüht. 

 

Diese Zusammenkunft konnte schließlich heute nachmittags erfolgen. Es ging da-

rum, die niedrigen Lärmschutzwände (Betonleitwände entlang des Spar-

Parkplatzes, nur gegen das Rollgeräusch) durch eine ausreichend hohe Lärmschutz-

wand in Glas zu ersetzen, wobei dies möglichst im Zuge der Neuerrichtung Spar-

markt erfolgen soll. 

 

Dazu berichtet der Bürgermeister über das heutige Gesprächsergebnis und die wei-

tere Vorgangsweise. Das Land Tirol hat bereits bestätigt, dass dieser Abschnitt der 

Lärmschutzwand ohne weiteres errichtet werden könnte, da die Reduktion gemäß 

Lärmkartierung den Anforderungen entspreche. Die Gemeinde träfe dann ein Drit-

tel der Kosten für die Wand, den Rest trägt das Land. Die Kosten für die Verkür-

zung der Verzögerungsspur werden seitens der Fa. SPAR übernommen, und auch 

die nötige Grundfläche würde zur Verfügung gestellt. Sobald dazu weitere Informa-

tionen vorliegen, wird der Gemeinderat wieder darüber in Kenntnis gesetzt. 

 

c) Bauvorhaben Fa. Eberharter & Gruber inkl. Bebauungsplanänderung: 

 

In der gegenständlichen Angelegenheit hat Gemeinderat in der letzten Sitzung be-

reits beraten. Derzeit sind die Planadaptierungen seitens des Antragstellers in 

Ausarbeitung, ebenso die Vorbereitung für die vertraglichen Zusicherungen in Sa-

chen Wohnbauförderung und Vergabevorzug an Einheimische. 

 

Zu berichten ist weiters, dass Mitte August ein Schreiben der Rechtsanwälte OG 

Riedmüller & Mungenast im Gemeindeamt Uderns eingelangt ist, betreffend die 

Stellungnahme der Anrainer Christine und Peter Seykora, welche sicher grundsätz-

lich der bereits zu Protokoll genommenen Stellungnahme des Nachbarn Herrn Er-

win Hell anschließen und sich jedenfalls gegen eine Erhöhung der Baumassendich-

te für das geplante Vorhaben aussprechen, aus Rücksichtnahme auf das örtliche 

Erscheinungsbild. 

 

Der Gemeinderat wird wieder mit der Angelegenheit befasst, wenn die neuen Un-

terlagen rechtzeitig für eine Berücksichtigung auf der GR-Tagesordnung vorliegen.  

 

d) Plunggnkapelle: 

 

Der Bürgermeister berichtet, dass das Dach bei der Plunggnkapelle von der Firma 

Zillertal Dach nun fertigstellt wurde. Spenglermeister Andreas Gruber hat auch 

goldene Schindeln eingebaut und für diese sowie das sanierte Firstkreuz die Kosten 

selbst übernommen. Der Bürgermeister bedankt sich hiermit recht herzlich bei ihm, 

für diesen Beitrag sowie die saubere Arbeit. 

 

Weiters dankt Bgm. Ing. Josef Bucher allen Beteiligten der ausführenden Firma, 

den Gemeindearbeitern, sowie besonders auch Ortsbauernobmann Markus Moser 

für seine Mitarbeit vor Ort. Die Malerarbeiten an der Außenseite sind bereits be-

auftragt und sollen jedenfalls rechtzeitig vor Erntedank abgeschlossen sein. 

 



Punkt 13 der Tagesordnung: Allfälliges, Anfragen und Anträge 

 

a) Neue Verkehrsregelungen: 

 

Vbgm. Benno Fankhauser erwähnt, dass die Maßnahme bezüglich der teils entfern-

ten Straßenverkehrszeichen gut angenommen wird und er durchaus positive gute 

Rückmeldungen dazu erhalten habe. Auf Basis der Verordnung durch die Bezirks-

hauptmannschaft Schwaz sind zahlreiche Stopptafeln und Vorranggeben-Zeichen 

entfallen. Der Bürgermeister berichtet, dass er auch gutes Feedback zu den erfolg-

ten Straßenmarkierungen im Bereich Dorfstraße Süd, Schulplatz sowie bei diversen 

Kreuzungen und Bushaltestellen bekommen habe. 

 

GV Andreas Rainer erkundigt sich, was mit den abgenommenen Tafeln passiere. 

Die demontierten Verkehrszeichen werden durch die Gemeindearbeiter im Bauhof 

eingelagert, sofern sie nicht vergilbt bzw. kaputt sind. Diese können dann ein an-

dermal bei neuen Wegen bzw. zum Austausch verwendet werden. 

 

GR Inge Steiner regt an, dass die Spielstraßentafeln im Bereich St.-Anna-Park 

auch erneuert werden mögen. Diese sind kaum noch lesbar. Der Austausch wird im 

Zuge mit der Bestellung anderer Verkehrszeichen bzw. Zusatztafeln erledigt. 

 

GV Manfred Eberharter berichtet, er habe in der Gemeinde Aschau auffällige 

Schulkinder-Attrappen mit gelben Fähnchen neben der Straße gesehen. Dies wäre 

sicherlich eine gute Maßnahme zur Verkehrsberuhigung am Schulweg. GR Verena 

Laimböck meint dazu, dass dies speziell im Bereich der Kirche nötig wäre. Der 

Bürgermeister wird sich das ansehen, verweist aber gleichzeitig darauf, dass die 

unzähligen bunten Achtung-Kinder-Tafeln, welche überall im Dorf montiert sind, 

spätestens nach einer Woche leider niemandem mehr auffallen. 

 

b) Feuerwehr-Zone bei der Volksschule: 

 

GV Manfred Eberharter erkundigt sich, ob bei der Volksschule Uderns die Auswei-

sung einer Feuerwehrzone geplant sei. Dazu erklärt ihm der Bürgermeister, dass 

der Ortsfeuerwehrkommandant diesbezüglich benachrichtigt werde, damit er ge-

meinsam mit dem Brandschutzbeauftragten der Gemeinde, GR Georg Knabl, einen 

Lokalaugenschein durchführt und dies gemeinsam festlegt. Eine entsprechende 

Kenntlichmachung durch Markierungen könne jederzeit veranlasst werden. 

 

c) Ausständige Asphaltierungen und Humusierungen: 

 

GR Philipp Schweinberger verweist darauf, dass die Firma Strabag ihre Container 

und Lagerungen im Bereich Prof.-Friedrich-Hell-Weg vor einiger Zeit entfernt habe, 

diese nun aber wieder dort stehen. Es handelt sich dabei um eine andere Partie. 

Diverse Fahrbahndecken, wie z.B. auch bei der Wiesenheimgasse oder auf einem 

Abschnitt des Prof.-Friedrich-Hell-Weg, werden demnächst fertig gestellt. 

 

Bgm. Ing. Josef Bucher berichtet, dass die Straßenarbeiten Ehstandweg und Tisch-

lergasse, sowie diverse Humusierungen entlang der Ränder, ebenso in den nächsten 

Wochen erfolgen werden. 



Punkt 14 der Tagesordnung: Personalangelegenheiten 

 

Die anstehenden Personalangelegenheiten wurden positiv erledigt. 

 

 

 

 

 

Der Bürgermeister 

 

        Ing. Josef Bucher eh.  
      
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angeschlagen am: 19.09.2019 

Abgenommen am: 04.10.2019 


